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c) die Verwaltungseinnahmen und Ausgaben der 
WB.

Die Investitionen sind nur nachrichtlich aufzuführen;

(5) Die WB, die der Staatlichen Plankommission 
unterstellt sind, reichen ihren Haushaltsplan spätestens 
bis zum 20. Juli 1958 in zweifacher Ausfertigung an die 
Staatliche Plankommission ein. Dieser Plan wird Be­
standteil des Einzelplanes des Sektors bzw. der Ab­
teilung der Staatlichen Plankommission, dem die WB 
angehören. Die WB, die einem Ministerium oder 
Staatssekretariat unterstellt sind, reichen ihren Haus­
haltsplan zum gleichen Termin an die Abteilung Pla­
nung und Finanzen des betreffenden Ministeriums 
oder Staatssekretariats ein. Dieser Plan wird Bestand­
teil des Einzelplanes des jeweiligen Ministeriums oder 
Staatssekretariats.

(6) Die WB sind verantwortlich, daß nur bestätigte 
Finanz- und Haushaltspläne übernommen werden. Sie 
sind außer der Bestimmung in § 1 Abs. 2 nicht berech­
tigt, die Pläne in irgendeiner Weise zu verändern.

(7) Die WB hat einen Plan der Finanzierung aufzu­
stellen, aus dem ersichtlich ist, bei welchem örtlichen 
Rat, Abteilung Finanzen, ihre Betriebe die Haushalts­
beziehungen abwickeln. Zu diesem Zweck stellen die 
WB auf der Grundlage der bestätigten Finanzpläne 
die Abführungen bzw. Zuführungen der Betriebe an 
bzw. vom Staatshaushalt getrennt nach Bezirken zu­
sammen. Dabei ist immer vom Sitz des Betriebes aus­
zugehen. Die WB reichen zu dem in Abs. 1 genannten 
Termin den gesamten Finanzierungsplan an das Mini­
sterium der Finanzen ein. Gleichzeitig ist den Räten 
der Bezirke, Abteilung Finanzen, der ihren Bezirk be­
treffende Teil zu übergeben.

(8) Für die WB, di$ den Räten der Bezirke unter­
stellt sind, gilt sinngemäß die gleiche Regelung. Sie 
haben ihre Pläne und Anlagen an den Wirtschaftsrat 
bei dem Rat des Bezirkes bzw. die Fachabteilung und 
an die Abteilung Finanzen des Rates des Bezirkes ein­
zureichen.

§ 4

Aufgaben der zentralen Organe der staatlichen £ 
Verwaltung

(1) Die Ministerien, Staatssekretariate und anderen 
zentralen Organe der staatlichen Verwaltung fassen 
die Finanzpläne der ihnen direkt unterstellten Betriebe 
sowie die ihnen nach § 3 Abs. 1 zugehenden Zusam­
menfassungen der ihnen unterstellten WB nach Wirt­
schaftszweigen (Kapiteln des Staatshaushaltsplanes) 
zusammen und übergeben je eine Ausfertigung späte­
stens zwei Wochen nach dem in § 3 Abs. 1 genannten 
Termin der betreffenden Abteilung der Staatlichen 
Plankommission und dem Ministerium der Finanzen.

(2) Die Ministerien, Staatssekretariate und anderen 
zentralen Organe der staatlichen Verwaltung stellen 
nach Durchführung der Neuzuordnung der Betriebe 
ihren Haushaltsplan für das Jahr 1958 neu auf und 
reichen ihn zu dem in Abs. 1 genannten Termin an das 
Ministerium der Finanzen ein. Alle Änderungen, die 
sich aus dem Gesetz vom 11. Februar 1958 über die Ver­
vollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des Staats­
apparates in der Deutschen Demokratischen Republik 
(GBl. I S. 117) ergeben, sind in diesem neuen Plan zu 
berücksichtigen. Ist das Ausmaß der Veränderungen nur 
gering, dann genügt es, wenn die Zusammenfassungen

(Vordrucke 203 und 204)*** neu eingereicht werden. In 
allen übrigen Fällen ist der Plan in voller Nomen­
klatur neu einzureichen. Treten im bestätigten Haus­
haltsplan (Einzelplan) keine Änderungen ein, genügt 
eine formlose schriftliche Mitteilung.

§ 5

Aufgaben der örtlichen Organe der staatlichen 
Verwaltung

(1) Der Wirtschaftsrat bei dem Rat des Bezirkes, die 
Plankommission bei dem Rat des Kreises bzw. die Fach­
organe der Örtlichen Räte fassen in den Fällen, in denen 
die Zuordnung der Betriebe sich ändert, die staatlichen 
Aufgaben 1958 — Teil Finanzen — aller Betriebe, die 
ihnen unterstellt sind, nach Wirtschaftszweigen (Kapi­
teln des Staatshaushaltes) sowie die Anlagen über die 
Preis- und Tarifänderungen gemäß Anweisung 7/58 des 
Ministeriums der Finanzen neu zusammen und reichen 
diese Zusammenfassung nach dem in der Ordnung der 
Planung des Staatshaushaltes, Kennziffer 3, Buch­
stabe B, Ziff. III/l vorgeschriebenen Verfahrenswege 
weiter. Bei Änderung der Zuordnung von Haushalts­
organisationen ist sinngemäß zu verfahren. Die Leiter 
der Abteilung Finanzen der Räte der Bezirke reichen 
die zusammengefaQfen Finanzpläne für die einzelnen 
Wirtschaftszweige bis spätestens 20. Juli 1958 an die 
Staatliche Plankommission und an das Ministerium der 
Finanzen ein.

(2) Die Abteilungen Finanzen der Räte der Bezirke 
ergänzen den bestätigten Haushaltsplan des Bezirkes 
für das Jahr 1958, indem sie alle Veränderungen, Zu- 
und Abgänge, die sich aus dem Gesetz vom 11. Februar 
1958 über die Vervollkommnung und Vereinfachung der 
Arbeit des Staatsapparates in der Deutschen Demo­
kratischen Republik ergeben, nachrichtlich eintragen. 
Alle Veränderungen sind dem Ministerium der Finan­
zen vier Wochen nach Abschluß zu übergeben.

§ 6
Sonderregelungen

(1) Diese Anordnung findet keine Anwendung für die 
dem Amt für Wasserwirtschaft zugeordneten Betriebe. 
Die im Bereich der Wasserwirtschaft mit der Bildung 
der VEB Gewässerunterhaltung und Meliorationsbau 
bei den Räten der Bezirke erforderlichen Aufgaben­
übertragungen von den VEB (Z) Wasserwirtschaft und 
die Überführung der Restaufgaben der VEB (Z) Wasser­
wirtschaft an die zu bildenden Wasserwirtschaftsorga­
nisationen (Haushaltsorganisattonen) werden durch eine 
besondere Anweisung geregelt.

(2) Für die Planung

a) der Verwaltungskosten der WB,
b) der Verwaltungskosten der Operativstäbe,
c) der Verwaltungskosten der Ministerien, die be­

stehen bleiben, jedoch die Einnahmen und Aus­
gaben für den Aufgabenbereich 8 noch nicht 
geplant haben,

werden besondere Richtlinien erlassen.

*** Enthalten in der Ordnung der Planung des Staatshaus­
haltes.


